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Strategie für den Aufbau von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur 2027 bis 20234 
 
 
Im Rahmen der Verkehrswende ist die Abkehr von fossilen Kraftstoffen ein wichtiger Beitrag. 
Deshalb werden im Stadtgebiet Formen der Mobilität gefördert, die perspektivisch ohne 
Verbrennungsvorgänge auskommen, besonders der Fuß- und Radverkehr. Der öffentliche 
Nahverkehr und der motorisierte Individualverkehr (MIV) sollen so früh wie möglich auf elektrische 
Antriebe umgestellt werden, weil nur der elektrische Strom durch die Nutzung erneuerbarer 
Quellen wie Wind, Sonne und Geothermie die Chance auf klimaneutrale Mobilität bietet.  
 
Zur Ausweitung des elektrischen MIV kann die Kommune beitragen, indem sie für die 
Bereitstellung einer bedarfsgerechten, öffentlich zugänglichen Ladeinfrastruktur sorgt. Dazu kann 
sie den für die Ladestromanbieter*innen attraktiven öffentlichen Straßenraum anbieten, um dort 
und auf halb-öffentlichen Flächen die Ladeinfrastruktur im Stadtgebiet zu erweitern. Im Gegenzug 
verpflichten sich die Anbieter*innen dieser Ladeinfrastruktur, kontinuierlich Ladeeinrichtungen 
aufzubauen und zu bewirtschaften.  
 
Zur Umsetzung solcher Vereinbarungen hat sich die Konzession bewährt. Unter der bisherigen, 
Ende 2018 an die enercity AG vergebenen Konzession hat die hannoversche Ladeinfrastruktur 
unter den großen deutschen Großstädten stetig über die vergangenen Jahre einen der vorderen 
Plätze beim Verhältnis von Ladepunkten zu Fahrzeugen belegen können. Bei gutem Zuwachs an 
rein elektrisch betriebenen Kraftfahrzeugen (batterieelektrische Fahrzeuge – BEV) ist die 
bereitgestellte öffentlich zugängliche Ladeinfrastruktur mit einem Verhältnis von weniger als sieben 
zugelassenen BEV pro öffentlich zugänglichem Ladepunkt sehr gut. Rechnet man die gemäß 
Elektromobilitätsgesetz (EmoG) ebenfalls als Elektrofahrzeuge geltenden Plug-In-Hybridfahrzeuge 
(PHEV) hinzu, ist auch das so ermittelte Verhältnis von zehn Elektrofahrzeugen pro Ladepunkt als 
sehr gut zu bewerten.  
 
Der Ausbau von Ladeinfrastruktur nach dieser Konzession läuft noch bis Ende 2026, für die Zeit 
danach müssen eine oder mehrere neue Konzessionen vergeben werden.  
 
Die von der bundeseigenen NOW GmbH beauftragte Bedarfsstudie des Reiner-Lemoine-Instituts 
für Ladeinfrastruktur in Großstädten empfiehlt ein Verhältnis von 14 BEV zu einem öffentlich 
zugänglichen Ladepunkt. Dabei sind die Bedarfe von Besucher*innen und Pendler*innen bereits 
berücksichtigt. Dass dieser Wert in Hannover im positiven Sinne weit unterschritten wird, hat aber 
auch zur Folge, dass die Wirtschaftlichkeit der hannoverschen Ladeinfrastruktur deutlich unter der 
anderer Großstädte liegt. Während in Hannover jährlich 7 bis 7,5 Megawattstunden Ladestrom pro 
Ladepunkt verkauft werden, sind es in Hamburg oder München anderthalb bis zweimal so viel.  
 
Ein bedarfsgerechter Zubau von öffentlich zugänglicher Ladeinfrastruktur soll also vorrangig den 
tatsächlichen Ladebedarf bedienen. Die Konzessionsnehmer*innen sollen eigenwirtschaftlich, also 
ohne finanzielle Beteiligung der Stadt, zusätzliche Ladeinfrastruktur aufstellen und betreiben, dazu 
dürfen keine Überkapazitäten aufgebaut werden. Eine Spitzenposition in der Bereitstellung von 
Ladeinfrastruktur, wie sie in der Vergangenheit mehrfach nachgewiesen werden konnte, wird somit 
nicht vorrangig verfolgt.  
 
Zur Ermittlung des Bedarfs werden einerseits die Prognosen der Bundesregierung herangezogen, 
die aber durch unabhängige Überprüfung relativiert werden müssen. So hatte die Bundesregierung 
der vergangenen 20. Wahlperiode 15 Millionen zugelassene, BEV zum 31.12.2030 prognostiziert 
(siehe BMWE – „Rahmenbedingungen und Anreize für Elektrofahrzeuge und Ladeinfrastruktur“). 
Seitdem wurden aber sowohl die spezifische Förderung für Elektrofahrzeuge zurückgefahren als 
auch die Einfuhr von bezahlbaren, insbesondere chinesischen Modellen behindert. In der Folge 
wurde die Prognose der ehemaligen Bundesregierung u. a. vom ADAC und von der Agora 
Verkehrswende infrage gestellt.  



 

 

 
Die Agora Energiewende hat dazu eine im Oktober 2024 veröffentlichte Studie erstellt („Letzte 
Chance für 15 Millionen E-Autos bis 2030 [Langfassung]“), in der sie eine eigene Prognose für 
2030 stellt: ausgehend von 1,8 Mio. BEV 2024 wären 2030 8,9 Mio.BEV möglich. Bei Beibehaltung 
der damaligen politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen prognostizierte Agora, dass 
das 15-Millionen-Ziel um gut 6 Millionen Fahrzeuge (BEV) verfehlt werde. Nur wenn noch 2024 
begonnen worden wäre, den deutschen Markt mit wesentlichen wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
für den chinesischen Automobilmarkt zu öffnen, wäre die 15-Millionen Marke noch erreichbar 
gewesen. Zum Stichtag 1. Januar 2026 waren laut Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) rund 2,0 Mio. BEV 
in Deutschland zugelassen. 
 
Eine Umrechnung dieser 8,9 Millionen BEV auf Hannover nach dem Bevölkerungsschlüssel ergibt, 
dass hier Ende 2030 voraussichtlich knapp 58.000 BEV zugelassen sein würden. Somit wären 
unter Berücksichtigung der o. g. Studie des Reiner-Lemoine-Instituts 4.300 öffentlich zugängliche 
Ladepunkte erforderlich. Diese Zahl wird untermauert durch die Studie der Nationalen Leitstelle 
Ladeinfrastruktur (bei der bundeseigenen NOW GmbH) von 2024, die für ein Szenario mit geringer 
Verfügbarkeit von nichtöffentlichen Ladeeinrichtungen, also zuhause oder beim Arbeitsgeber, 
bundesweit 681.000 Ladepunkte für 2030 empfiehlt, das bedeutet für Hannover etwa 4.400 
Ladepunkte.  
 
Im Januar 2026 gab es nach der von der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen (BNA) veröffentlichten Liste in Hannover 1.830 
öffentlich zugängliche Ladepunkte, das sind 700 mehr als durch die Konzession umgesetzt 
wurden. Somit entstanden knapp 40 % der gesamten öffentlich zugänglichen Ladepunkte 
außerhalb der Konzession, also ohne Zutun der Stadt. Dieser Anteil bewegte sich in den 
vergangenen Jahren zwischen 40 und 63 %, so dass für den künftigen Konzessionszeitraum 
weiterhin 40 % angenommen werden. 
 
Zum 31.12.2026 sind vertraglich 1.300 Konzessions-Ladepunkte mit enercity vereinbart. 
Insgesamt sind in Hannover Ende 2026 mindestens 2.100 öffentlich zugängliche Ladepunkte in 
Betrieb zu erwarten.  
 
Um 2030 mindestens das errechnete Ziel von 4.400 Ladepunkten zu erreichen, müssten ab 2027 
also 2.300 Ladepunkte zugebaut werden, sicherheitshalber 2.400. Wenn 40 % dieses Ziels 
außerhalb der Konzession entstehen, bedarf es 1.440 zusätzlicher Konzessions-Ladepunkte, 
mithin jährlich 360 neuer Ladepunkte von 2027 bis 2030. Für die Zeit danach gibt es keine 
anderen realistischen Prognosen, weshalb dieser Zubau bis 2034 fortgeführt werden soll.  
 
Die jährliche Zubauzahl von 360 Ladepunkten in ganz Hannover soll nach oben oder unten 
angepasst werden können, wenn die Vertragspartner den Ladebedarf künftig anders bewerten. 
Aus Sicht der Stadt ergibt sich mindestens dann ein Änderungsbedarf, wenn der Bestand der im 
Stadtgebiet zugelassenen BEV im Verhältnis der in Betrieb befindlichen Ladepunkte zweier 
aufeinanderfolgender Jahre das Verhältnis von 15 : 1 übersteigt (verstärkter Zubau von 
Ladeinfrastruktur erforderlich) oder unter 5 : 1 fällt (verzögerter Zubau von Ladeinfrastruktur, um 
die Wirtschaftlichkeit darstellen zu können).  
 
Für die Zeit ab 2027 wird die Stadt den Ausbau der Ladeinfrastruktur nach den folgenden Kriterien 
vorantreiben.  
 

1. Die Stadt wird vom 01.01.2027 an eine oder mehrere Konzessionen für den weiteren Zubau 
von öffentlicher Ladeinfrastruktur vergeben. Die bisherige Konzessionärin soll ihre eigenen 
im Straßenraum errichteten Ladesäulen bis auf Weiteres betreiben dürfen. Mit Genehmigung 
der Stadt steht es ihr jedoch frei, die Ladesäulen an andere zuverlässige Betreiber*innen zu 
veräußern. Die Stadt selbst wird nicht als Betreiberin öffentlicher Ladeinfrastruktur auftreten.  
 

2. Die Landeshauptstadt Hannover wird die folgenden Konditionen für Betreiber von öffentlicher 
Ladeinfrastruktur europaweit ausschreiben.  



 

 

 
3. Für das hannoversche Stadtgebiet werden drei bis vier nach Gebieten bestimmte Lose 

gebildet.  
 

4. Ein*e obsiegende Bieter*in (Betreiber*in von Ladeeinrichtungen) kann ggf. mehrere Lose 
erhalten. Der erforderliche Zubau von 360 Ladepunkten pro Jahr wird den Losen anteilig 
zugeordnet.  
 

5. Die Betreiber*innen errichten und betreiben die von ihnen nach dem Konzessionsvertrag in 
Betrieb genommenen Ladeeinrichtungen auf eigenes wirtschaftliches Risiko. Der 
Landeshauptstadt entstehen dafür keine Kosten.  
 

6. Mit den Betreiber*innen schließt die Stadt jeweils einen Konzessionsvertrag für acht Jahre. 
Verlängerungen sollen möglich sein. Die Konzessionsverträge regeln die Sondernutzung für 
den Aufbau und den Betrieb von öffentlicher Ladeinfrastruktur im Straßenraum exklusiv für 
den/die jeweilige Betreiber*in, welche*r zum Zubau einer vereinbarten Zahl von 
Ladepunkten pro Jahr verpflichtet ist.  
 

7. Zusätzlich steht es den Betreiber*innen frei, zur Vertragserfüllung auch öffentlich 
zugängliche Ladeinfrastruktur auf privaten Flächen zu errichten, wenn diese der 
Öffentlichkeit jederzeit (24/7) zugänglich sind (halb-öffentliche Flächen).  
 

8. Es wird davon ausgegangen, dass auch künftig ca. 40 Prozent der in Hannover öffentlich 
zugänglichen Ladepunkte durch Anbieter*innen außerhalb der Konzessionen errichtet 
werden.  
 

9. Räumlich orientiert sich der Bedarf an zusätzlichen Ladeeinrichtungen einerseits an häufig 
mit dem Auto angefahrenen Zielen (Points of interest – POI) mit einer üblichen 
Aufenthaltsdauer zwischen 30 Minuten und mehreren Stunden und andererseits an 
Bedarfen der Bevölkerung, soweit diese keinen Zugang zu eigenen Stromquellen für ihre 
Elektrofahrzeuge hat. Besonders stark frequentierte Ladeeinrichtungen sollen zum Anlass 
genommen werden, ortsnah weitere Ladeinfrastruktur anzubieten. 
 

10. Für den Fall, dass die Zulassungszahlen der BEV sich wesentlich besser als heute 
prognostiziert entwickeln, sollen die Konzessionsverträge eine Option enthalten, wonach die 
Zielzahl der öffentlich zugänglichen Ladepunkte an den Zuwachs an BEV angepasst wird. 
Hierbei ist auch eine Zielzahl von 10.000 Ladepunkten 2030 nicht ausgeschlossen.  
 

11. Mindestens acht Prozent der im Rahmen der Konzession einzurichtenden Ladepunkte 
sollen als DC-Schnellladepunkte mit einer Ladeleistung von mindestens 50 kW betrieben 
werden. Weitere DC-Schnellladesäulen sind willkommen, die Stadt unterstützt die 
Standortsuche nach Kräften.  
 

12. Wird aus Bedarfsgründen eine Anpassung der Zielzahlen erforderlich, so vereinbaren die 
Betreiber im Rahmen rechtlicher Möglichkeiten gemeinsam mit der Stadt die erforderliche 
Änderung zum Konzessionsvertrag. 
 

13. Die einzelnen Standorte für den Ausbau von Ladeeinrichtungen stimmt die Stadt mit den 
Betreiber*innen ab. Die Standorte sollen im fußläufigen Umfeld um den Bedarfsort errichtet 
und betrieben werden. Nach der Abstimmung stellt der/die jeweilige Betreiber*in einen 
einfachen digitalen Antrag (eBauKo), zu dem anschließend verschiedene Fachstellen (z. B. 
Straßenverkehrsbehörde, Denkmalschutz) Stellung nehmen. Nach erteilter 
Sondernutzungserlaubnis kann die Ladeeinrichtung gebaut und in Betrieb genommen 
werden.  

 


